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Direkte Demokratie auf dem Rückzug 

Probleme durch Nimbyisten und rechtspopulistische Parteien bei bundes-
deutschen Bürgerentscheiden 

Lars Holtkamp1/Jörg Radtke2  

Die direkte Demokratie auf kommunaler Ebene wurde bisher nur selten in 
Deutschland quantitativ analysiert. Das verwundert, weil auf dieser Ebene unfrag-
lich die meisten direktdemokratischen Verfahren eingeleitet wurden und es auch 
viel häufiger zu Abstimmungen kam als auf der Landesebene. Damit ist die kom-
munale Ebene eigentlich prädestiniert für quantitative Analysen, wenn es nicht 
so schwierig wäre, flächendeckend qualitativ hochwertige Daten zu erhalten. Ur-
sprünglich waren es vor allem die Innenminister der Länder, die verlässliche Daten 
erhoben haben. Aus diesem Geschäft haben sich die Bundesländer aber vollum-
fänglich zurückgezogen und verweisen bei Anfragen nur noch auf die Datenbank 
des Interessenverbands „Mehr Demokratie“ in Kooperation mit der Wuppertaler 
Politikwissenschaft. Leider ist aber der Datensatz sehr unvollständig, was den In-
teressenverband für mehr direkte Demokratie nicht daran hindert, weitgehende 
Schlüsse aus dem Datensatz zu ziehen, die nicht intersubjektiv nachvollziehbar 
sind. So wird beispielsweise in Kooperation mit der Wuppertaler Politikwissen-
schaft im Bürgerbegehrensbericht 2023 behauptet, dass die Energiewende von 
der direkten Demokratie profitieren würde (Mehr Demokratie e.V. 2023), wobei 
der Datensatz nicht die Abstimmungen über erneuerbare Energien gesondert aus-
weist. Diese weitgehenden Aussagen entsprechen kaum dem internationalen For-
schungsstand (vgl. z.B. Stadelmann-Steffen et al. 2022: 196), in dem eher von 
einer bremsenden Wirkung direktdemokratischer Vetopositionen gerade in der 
Umweltpolitik ausgegangen wird. 

Faktisch ist der Verein in den letzten Jahren in seiner Lobbytätigkeit für mehr 
direktdemokratische Vetopositionen aber etwas ins Hintertreffen geraten, weil 
durch die Landesregierungen die Hürden nicht, wie bis 2020, immer weiter ge-
senkt wurden, sondern die Hürden jetzt in zwei Bundesländern (Hessen und 
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Schleswig-Holstein) erhöht wurden. Die direkte Demokratie befindet sich damit 
erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik auf dem Rückzug, auch wenn es 
sich eher um inkrementelle Veränderungen handelt. 

Begründet wird diese neue Rechtsentwicklung von den Landesregierungen durch 
die bremsende Veto-Wirkung dieser Verfahren beim Infrastrukturausbau und 
bei der Implementation der lokalen Energiewende (vgl. ausführlicher Holtkamp/ 
Müller 2026).  

Diese sehr unterschiedlichen Aussagen waren für uns ein Grund, ausgehend von 
der Wuppertaler Datenbank, die Bürgerentscheide in deutschen Kommunen zwi-
schen 2010 bis 2020 nachzuerfassen.3 

Wir wollen jetzt nicht alle Untersuchungsergebnisse im Detail ausbreiten, son-
dern ausgewählte Befunde präsentieren und in zwei wesentliche problematische 
Entwicklungen der Gesellschaft und politischen Kultur einbetten, die durch an-
dere qualitative und quantitative Studien kurz skizziert werden.  

Diese Trends des Nimbyismus und rechtspopulistischer Wahlerfolge auf lokaler 
Ebene werden mit dem Menschenbild der partizipativen Demokratietheorie, die 
am klarsten für Forderungen nach mehr direkter Demokratie steht, kontrastiert. 
Die These ist, dass diese Trends die direkte Demokratie stark herausfordern. So-
mit soll ein kritischerer Blick als bisher auf die direkte Demokratie in Deutschland 
eröffnet werden und zusätzlich empirische Daten über alle Bürgerentscheide zu-
gespielt werden. Mit diesen zwei Trends soll auch der wesentliche Befund der 
quantitativen Analysen, dass durch Bürgerentscheide der Infrastrukturausbau 
massiv gefährdet wird durch das Status-Quo orientierte Abstimmungsverhalten, 
stärker kontextualisiert und auf die aktuelle empirische Lage in deutschen Kom-
munen rückbezogen werden. Im Schlusskapitel werden dann die Ergebnisse zu-
sammengefasst und konkrete Politikempfehlungen entwickelt. 

1. Nimbyismus  

Normalerweise wird davon ausgegangen, dass die direkte Demokratie am Besten 
in der Kommune realisiert werden kann. Dabei gibt es aber ein gravierendes kom-
munalspezifisches Problem. Widerstände nach dem Nimby-Prinzip sind fast nur 
auf der kommunalen Ebene durchsetzungsstark, während sie weitgehend erfolg-
los auf der Landesebene sind, wie nicht zuletzt die Abstimmungen zu Stuttgart 21 
gezeigt haben. 

Anwohner und Bürgerinitiativen verfolgen nach dem NIMBY-Prinzip (‚Not in my 
backyard‘) in erster Linie ihre eigenen Interessen. Dabei fällt die persönliche 
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Nutzenbilanz der protestierenden Anwohner positiv aus, weil sie ihre individuel-
len Kosten im Fall der Realisierung einer geplanten Maßnahme viel höher gewich-
ten als deren Nutzen, der (möglicherweise) allen Bürgern zufließt. Relativ unabhän-
gig davon, ob sich die Proteste gegen Asylbewerberheime, Windkraftanlagen o-
der neue Wohngebiete richten, tauchen dabei mindestens sechs Ängste und Be-
fürchtungen auf: 

„Befürchteter Wertverlust; die Angst, dass die Stadt nicht verhindern kann, 
dass weitere unerwünschte Landnutzungen stattfinden; die Befürchtung, 
durch Lärm, Verkehr, Gestank und ähnlichem werde die Lebensqualität sin-
ken; Sorgen vor einem Imageverlust der betroffenen Wohngegend; erwar-
tete Überbelastung der Stadt und der kommunalen Finanzen und die äs-
thetische Verschandelung“ (Eckardt 2018: 47). 

Auch in unseren Daten zeigt sich, dass Bürgerbegehren gegen Infrastrukturvor-
haben mehrheitlich erfolgreich sind. Das gilt insbesondere für erneuerbare Ener-
gieanlagen und Wohnungsbebauung (vgl. Abbildung 1), bei denen zugleich der 
Bedarf zur Umsetzung auch zukünftig besonders hoch sein dürfte. 

Dies deutet darauf hin, dass es Bürgerinitiativen gelingt, über den engeren Kreis 
der direkt negativ Betroffenen von einem Vorhaben hinaus zu mobilisieren. Sie 
werden häufiger von der Bevölkerung als David (gegen Goliath) geframet, was zu 
einer größeren Sympathie gegenüber Bürgerinitiativen als gegenüber Entschei-
dungs- und Vorhabensträgern führt. Letztere werden häufiger als mächtig und kor-
rupt angesehen (und hier gibt es damit bereits eine erste Parallele zum rechtspopu-
listischen Diskurs), während Bürgerinitiativen von den Wählern eher als authentische 
Repräsentanten der Mehrheit wahrgenommen werden (vgl. Butzlaff 2019: 260). 

Abbildung 1: Anteilige Ja- und Nein-Stimmen in Verfahren GEGEN Infrastrukturprojekte im 
NIMBY-Bereich 

 
Quelle: Eigene Erhebung 
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Zudem scheitern weniger NIMBY-Begehren unecht, weil diese Themen mobilisie-
ren und zu signifikant höherer Abstimmungsbeteiligung und damit zum häufige-
ren Erreichen der Abstimmungsquoren führen, wie sich in unserer Untersuchung 
gezeigt hat. NIMBY-Begehren sind also häufiger direkt erfolgreich und scheitern 
seltener unecht. 

Problematisch ist perspektivisch insbesondere, dass sich – aufgrund der weiter 
alternden Wählerschaft (mit überdurchschnittlicher Wahlbeteiligung) – diese 
NIMBY-Präferenzen vermutlich noch verstärken dürften. Damit verschlechtern 
sich insgesamt die Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Politik gerade in 
Bürgerentscheiden deutlich (vgl. Ahlfeldt et al. 2023: 24). 

Ein nicht unwahrscheinliches Szenario für die politische Partizipation in stark al-
ternden Gesellschaften ist, dass die Gruppe der sog. Wutbürger deutlich wachsen 
wird (Richter 2022: 50). Die ausgeprägteren NIMBY-Interessen mit zunehmendem 
Alter lassen sich aus der Rational-Choice-Perspektive damit erklären, dass der per-
sönliche Nutzen eines ruhig gelegenen Eigenheims, welches im fortgeschrittenen 
Alter auch eher leistbar ist, durch mehr Freizeit und weniger Mobilität steigt, wäh-
rend der persönliche Nutzen neuer Wirtschaftsprojekte und damit zusätzlicher Ar-
beitsplätze etc. kurz vor Renteneintritt als eher geringer wahrgenommen wird:  

„Elderly people who are in retirement should care less (or not at all) about 
their employment prospect, as they derive their income from pensions“ 
(Vlandas 2018: 519) 

Hinzu kommt gerade bei Projekten der Energiewende, dass mit zunehmendem 
Alter die negativen Wirkungen des Klimawandels als weniger gravierend einge-
schätzt werden (Linde 2020), sodass der Nutzen von neuen Standorten für er-
neuerbare Energien weniger gesehen werden könnte.  

Zudem zeigt die Engagementforschung, dass mit zunehmendem Alter das Motiv 
der Gemeinwohlorientierung abnimmt und sich stärker auf die individuellen In-
teressen fokussiert wird (vgl. Butzlaff 2015: 272). 

Häufiger wird die Demokratie von Bürgerinitiativen, in denen über 50-Jährige 
eine zentrale Gruppe bilden, als bloße „Scheindemokratie“ bezeichnet, was wie-
derum auf Parallelen zum rechtspopulistischen Diskurs hinweist. Entsprechend 
ihres meist hohen Bildungsstands und der verfügbaren Zeitressourcen eignen 
sich die dominierenden Eliten in Bürgerinitiativen oftmals so ausgeprägtes Wis-
sen zu einem Standortkonflikt an, dass sie sich der ehrenamtlichen Kommunal-
politik überlegen fühlen (vgl. Zilles 2021). 

Diese aktiven Initiativmitglieder erwarten aufgrund ihres gesellschaftlichen Sta-
tus, dass man ihnen zuhört und entsprechend der eigenen Präferenz handelt (vgl. 
Butzlaff 2015: 272). Auch das mindert die Wahrscheinlichkeit, dass diese An-
wohner getroffene Standortentscheidungen der Kommunalpolitik akzeptieren. 
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Zugleich haben sie ein tiefes Misstrauen gegenüber den Entscheidungsträgern 
(vgl. Butzlaff 2019), was die Akzeptanz der getroffenen Beschlüsse noch weiter 
reduziert. Im Gegensatz zu früher sind technische Expertisen und vermeintliche 
Sachzwänge kaum mehr geeignet gesellschaftliche Akzeptanz für neuen Infra-
strukturen zu generieren: 

„Auf jeden Fall politisiert sich ihre Bereitstellung, was Loyalitäten gegen-
über gewählten Repräsentanten und etablierten Verwaltungs- wie Beteili-
gungsverfahren mindert“ (Winkelmann / Sturm 2025: 479). 

Sicherlich ließe sich in Bezug auf das Alter argumentieren, dass mit der zuneh-
menden Zahl der Senioren diese, auch mit Blick auf ihre Enkel, ihre eigenen Inte-
ressen weniger stark verfolgen, um zum Beispiel neue Vorhaben zur Arbeitsplatz-
schaffung zu ermöglichen. Aber hier deutet die Abstimmungsforschung – jen-
seits von sozialer Erwünschtheit – darauf hin, dass vielmehr das zunehmende 
Stimmengewicht älterer Menschen zugunsten der eigenen Interessen genutzt 
wird. Dies wurde insbesondere bei der Analyse der Schweizer Volksentscheide 
zu Rentenreformen deutlich; hier erschwerte der zunehmende Widerstand Älte-
rer die Rentenreformen erheblich (vgl. Bello/Galasso 2021: 14). 

Der in der Energiewende zu konstatierende elektorale Backlash bei den Grünen, 
die weitergehende Überalterung der deutschen Wählerschaft und die Passfähigkeit 
rechtspopulistischer Erzählungen zum Erhalt der ländlichen Idylle sowie das Vorrü-
cken der AfD auch in die Kommunalpolitik kleinerer westdeutscher Kommunen 
sprechen für eine zukünftig noch stärker am NIMBY-Prinzip ausgerichtete Politik 
und Wählerschaft, die die Blockaden in der Energiewende weiter forcieren werden. 

Dies wird sich auch noch stärker auf die durchschnittliche Kommune (mittlerer 
und kleiner Größe) ausbreiten, während die Sozialwissenschaft und kritische 
Stadtforschung bisher vor allem auf die Metropolen und Stadtstaaten fokussiert 
sind. Zudem gilt gerade für NRW und das Ruhrgebiet, dass größere Flächen mit 
erheblichem Abstand zur Wohnbebauung knapp werden, sodass noch konflikt-
reichere Standorte in Erwägung gezogen werden müssen.  

Gegen den zunehmenden Nimbyismus könnten zwar ein stärkeres politisches 
Vertrauen und gemeinschaftliche Orientierungen wirken, um die Bereitschaft zum 
Kompromiss bei Anwohnern zu stärken. Dabei sind aber die Ausgangsbedingun-
gen beim aktiven Kern der Bürgerinitiativen, wie gezeigt, denkbar schwierig. 

Es gibt auch keine gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen in Deutschland, die 
auf mehr Vertrauen und brückenbildendes Sozialkapital hinweisen. Im Gegenteil: 
Der zunehmenden Digitalisierung, Selbstinszenierung und Individualisierung un-
terliegen nicht nur Städte, „sondern auch jedes einzelne Individuum in seiner 
‚Bastelbiographie‘. Die Individuen müssen sich als einzigartig und attraktiv insze-
nieren, und zwar auch noch glaubhaft, denn nur wer als ‚authentisch‘ erlebt und 
beurteilt wird, vermag in diesem Wettbewerb zu bestehen“ (Frey 2025: 134). 
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In Zeiten der „Hyperindividualisierung der Gesellschaft“ (Straßner/Bein 2025: 
433) ist es unwahrscheinlich, dass durch stärkere gemeinschaftliche Orientierun-
gen der Nimbyismus zurückgeht. Ähnlich ist die Entwicklung des politischen Ver-
trauens einzuschätzen (Huber 2024: 117). 

Das abnehmende politische Vertrauen zeigt sich beispielsweise deutlich in den 
Leipziger Autoritarismus-Studien (vgl. Decker et al. 2024: 74). Die Zustimmung 
dazu, dass die Demokratie, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland dominiert, 
funktioniert, ist in den letzten Jahren eingebrochen. Stimmten diesem Item in 
Westdeutschland 2020 noch 61,8 Prozent der Befragten zu, waren es 2024 nur 
noch 45,5 Prozent. In Ostdeutschland sank die Zustimmung allein zwischen 2022 
und 2024 von 53,5 Prozent auf 29,4 Prozent. Das Vertrauen in lokale demokrati-
sche Institutionen ist auch nicht viel größer (vgl. Egner 2025: 302).  

2. Rechtspopulistische Parteien und parteipolitische Polarisierung 

Die AfD konnte bei der letzten Bundestagswahl ihre Stimmen verdoppeln und sie 
bei den Kommunalwahlen 2025 in NRW sogar nahezu verdreifachen. Es dürfte 
den anderen Parteien schwerfallen, diese Wähler kurz- und mittelfristig wieder 
zurückzugewinnen. Die populistische Grundhaltung und das verbreitete Miss-
trauen gegenüber einer vermeintlich korrupten Elite führt dazu, dass die Politik-
angebote der anderen Parteien als egoistisch oder gemeinwohlunverträglich ein-
geordnet werden, bevor man sich inhaltlich genauer damit befassen könnte 
(Lengfeld/Dilger 2023: 446). 

Zwar kommen in Deutschland Rechtspopulisten noch selten in kommunale Spit-
zenpositionen der größeren Kommunen, aber das Spielfeld der direkten Demo-
kratie ermöglicht ihnen viele Einflussmöglichkeiten, selbst wenn sie in Bürgerbe-
gehren und Volksentscheiden keine Mehrheit erzielen sollten: 

„The campaigns already can deepen cleavages in society, promote hate 
speech, create an illiberal political climate” (Merli 2020: 201). 

Darin liegt auch wohl einer der Gründe, warum relativ häufig Unterschriften für 
Bürgerbegehren gegen Asylbewerberheime gesammelt werden, obwohl sie häu-
figer gar nicht zulässig sind, wie es auch der Verein Mehr Demokratie durchaus 
kritisch bemerkt: 

„Von 2015 bis 2024 sorgten Bürgerbegehren für Schlagzeilen, die sich ge-
gen die Unterbringung von Flüchtlingen richteten. Hier handelt es sich um 
94 Verfahren… Es zeigt sich, dass sich in einigen Fällen Initiativen mittels 
Bürgerbegehren grundsätzlich gegen die Aufnahme von Flüchtlingen aus-
sprechen wollten, was zu unzulässigen Begehren führte… Daher ist die 
Frage zu stellen, ob hier bewusst falsch informiert wird um Stimmung zu 
machen. Die Initiatoren solcher Bürgerbegehren stehen in der Verantwor-
tung, hier die direkte Demokratie nicht zu missbrauchen“ (Mehr Demokra-
tie e. V. 2025). 



Holtkamp/Radtke – Direkte Demokratie auf dem Rückzug 

22 

Die AfD profiliert sich vor Ort nicht mehr nur mit überwiegend nationalen The-
men, sondern mobilisiert zunehmend gegen neue Infrastrukturprojekte – und 
nicht nur gegen Asylbewerberheime vor Ort. Dabei spielen auch ideologische 
Gründe eine starke Rolle. So ist man nicht nur gegen Windkraftanlagen, um im 
Parteienwettbewerb zu punkten, sondern häufiger wird auch der menschenge-
machte Klimawandel geleugnet. Tabelle 1 zeigt die ganze Bandbreite des Infra-
strukturpopulismus.  

Tabelle 1: Rechtspopulistisches Engagement bzgl. urbaner Infrastruktur 

Technische Infrastruktur 

Ablehnung urbaner Energiewenden von fossilen hin zu erneuer-
baren Quellen 

Förderung von Autoinfrastruktur statt öffentlichem Nahverkehr 
und Radverkehr 

Soziale Infrastruktur 
Proteste gegen Unterkünfte für Geflüchtete 

Exklusive Zugangsrechte für ‚einheimische‘ Bevölkerung 

Institutionelle Infrastruktur Proteste gegen Diversitäts- und Genderbewusstsein in öffentli-
chen Dienstleistungen 

Quelle: Beveridge et al. 2024 

Der Rechtspopulismus wendet sich europaweit konsequent gegen linke Verände-
rungspolitiken und profitiert dabei von der Status-Quo-Orientierung beim Ab-
stimmungsverhalten (Vierus/Ziller 2025: 1046), welches gerade bei rechtspopu-
listischen Wählern besonders stark ausgeprägt ist (Morisi et al. 2021: 323). 

„Any risk of value-destruction is controlled by the ultimate means: through 
preventing change altogether” (Dunn 2024: 626). 

Damit überschneiden sich die Präferenzen von Rechtspopulisten und Nimbyisten 
beim Ausbau der lokalen Infrastruktur sehr stark. Zudem überlagern sich häufi-
ger Rassismus und Nimby-Präferenzen sicherlich nicht nur bei neuen Standorten 
für Asylbewerberheime (Eckardt 2020): 

„In the United States, NIMBYism has a strong racial and class dimension 
as it tends to be perpetuated by the white middle and upper classes, while 
minority communities are often the victims“ (McNee/Pojani 2022: 555). 

In dieser Status-Quo-Orientierung der direkten Demokratie mag somit ein weite-
rer Grund liegen, warum die AfD diese (zumindest in der Opposition) ausweiten 
will. Denn es sind nicht nur rechtspopulistische Wähler, die eine starke Status-
Quo-Orientierung aufweisen, sondern deutlich mehr Wähler benutzen den Sta-
tus-Quo auch als Heuristik, um durchaus rational Informationskosten zu sparen: 

„The incentives for acquiring political information are, if anything, weaker in 
direct democracy settings. Initiatives typically require citizens to choose bet-
ween an uncertain policy outcome and the status quo. Citizens may see little 
benefit to investing in information about initiatives because they can simply 
allow a tolerable status quo to prevail“ (Boudreau/MacKenzie 2021: 512). 
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Gerade wenn Entscheidungen komplex sind und die Abstimmenden nicht ein-
schätzen können, was die Entscheidung für sie persönlich bedeutet, machen sie 
Gebrauch von der Status-Quo-Heuristik und stimmen mit Nein (Hessami 2016). 

Eine weitere Ursache für die starke Status-Quo-Orientierung betont die Sozial-
psychologie, nachdem die Wähler risikoavers abstimmen und damit Veränderun-
gen eher ablehnen (Morisi et al. 2021: 311): 

Wähler versuchen, „den Ist-Zustand zu erhalten und vor Veränderungen zu-
rück[zu]scheuen, was unter anderem aufgrund der Verlustaversion daran liegt, 
dass sie die möglichen positiven Auswirkungen der Veränderung als weniger at-
traktiv empfinden als die möglichen negativen Auswirkungen als angsteinflö-
ßend. Die Orientierung am Status quo hat jedoch noch weitere Ursachen: So re-
sultiert der Status-quo-Bias auch daraus, dass Menschen implizit davon ausgehen, 
dass sich der Ist-Zustand nicht zufällig ergeben hat, sondern aufgrund einer be-
wussten und sorgfältigen Entscheidung […] Juristen sprechen hier von der ‚nor-
mativen Kraft des Faktischen‘“ (Fetchenhauer et al. 2012: 131) 

Aktuell macht die AfD bundesweite Veranstaltungen gegen Windkraft mit Betei-
ligung von Bürgerinitiativen, um, wie die FAZ berichtet, „vom Unmut in Teilen 
der Bevölkerung zu profitieren. Und je weniger das Thema Migration oder die 
Pandemie ziehen, desto dringender braucht die Partei andere Themen, die zur 
Polarisierung nützlich sind“ (Decker 2026). Parallel dazu hat die AfD im Bundes-
tag den Antrag gestellt „Vogel- und Fledermaussterben beenden – Ausbau von 
Windindustrieanlagen stoppen“ (Deutscher Bundestag 2026), und erschließt sich 
mit dem Artenschutz ein für die Partei doch eher neues Politikfeld. 

Das ist wohl nicht zufällig einer der erfolgreichsten Brückennarrative, mit denen 
Rechtspopulisten in Kommunikation mit Antiwindkraft-Initiativen bereits zuvor 
überzeugten und zusätzlich eine vermeintliche Gemeinwohlorientierung ihrer Ar-
gumentation generieren. Weitere Brückennarrative sind die Nutzung von Ängs-
ten vor einem großen Blackout, weil die erneuerbaren Energien nicht die Versor-
gungssicherheit gewährleisten würden und die Warnung vor einer korrupten grü-
nen politischen Elite, die zusammen mit der Windkraftbranche nur den eigenen 
Profit im Auge habe. Die AfD verfolgte dabei schon 2022 die folgende Kommu-
nikationsstrategie: 

„Die AfD greift Argumente gegen Windkraft aus allen abgefragten The-
menfeldern auf, insbesondere aus den Bereichen Naturschutz und Energie-
sicherheit, und verknüpft sie zu einer verschwörungsideologischen Erzäh-
lung, die sich stark am Narrativ einer angeblich drohenden ‚Klimadiktatur‘ 
orientiert“ (Patz et al. 2024: 91) 

Die Verbindungen zwischen Rechtspopulisten und Bürgerinitiativen sind so ins-
besondere in Onlineformaten gewachsen. Generell zeigen Zeitreihenanalysen, 
dass gerade die parteipolitische Polarisierung in der Klimapolitik vorwiegend 
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zwischen AfD und Grüne deutlich zugenommen hat. Vor allem der AfD ist es 
dabei gelungen, ihre Stammwähler noch stärker zu einer Ablehnung der Klimapo-
litik zu mobilisieren und neue Wählerschichten durch diese Ausrichtung anzu-
sprechen (Coffé et al. 2026: 21). 

Das umstrittene Heizungsgesetz, das vor allem den Grünen zugeschrieben wurde, 
erbrachte ebenfalls eine stärkere AfD Unterstützung insbesondere in sozioökono-
misch herausgeforderten Städten, in denen wohl auch die erheblichen Kosten der 
Umrüstung eine Rolle gespielt haben dürften (Kistinger et al. 2025). Die Grünen 
mussten hingegen bei den Bundestagswahlen und Kommunalwahlen NRW grö-
ßere Verluste hinnehmen. Das kann auch so interpretiert werden, dass die „große 
Transformation krachend abgewählt wurde“ (Haupt et al. 2026: 146). 

Dieser stimmenmaximierende Anreiz für Rechtspopulisten lässt nicht erwarten, 
dass die AfD den Kurs ändern wird, sondern dies gerade im Verhältnis zu den 
Grünen eine dauerhafte Konfliktlinie im Parteiensystem bleiben wird, von der die 
AfD bisher elektoral stärker profitiert hat. 

Die Überschneidung der Präferenzen und Kommunikationsstrategien von Rechts-
populisten und Nimbyisten und die Normalisierung der AfD mit größeren Wahl-
erfolgen, macht partielle Bündnisse zwischen Bürgerinitiativen und der AfD im 
Prinzip wahrscheinlicher, was aber in Fallstudien vor Ort noch wenig nachgewie-
sen wurde (siehe nächstes Kapitel). Gerade die Kerngruppe von Bürgerinitiativen 
– ältere, meist männliche Hauseigentümer – sind eine der Hauptzielgruppen des 
Rechtspopulismus in Deutschland und international, deren Interessen sie zumin-
dest rhetorisch nahezu exklusiv vertreten: 

„Right-wing populists defend the rights of homeowners against perceived 
threats to the value of their holdings and protect white privilege through 
measures like exclusionary zoning and refusal to permit construction of 
affordable housing or public transit“ (Fainstein/Novy 2023: 5). 

Wie sich die AfD nach den großen Erfolgen mit größeren Fraktionen in die Kom-
munalparlamente einbringen wird, ist bisher allerdings noch nicht ganz sicher. 
Während das Verhalten der AfD-Opposition in Landtagen und im Bundestag be-
reits detailliert untersucht wurde, liegen nur wenige Arbeiten zum Verhalten der 
AfD in Kommunalparlamenten vor: Für Großstädte lässt sich wohl annehmen, 
dass sich die AfD ähnlich als grundsätzliche Opposition geriert wie in den Parla-
menten auf Bundes- und Landesebene (vgl. Heinze 2021). 

Die AfD scheint aber auch jenseits der Großstädte teilweise so stark mit Beiträgen 
und Zwischenrufen zu provozieren, dass kaum eine sachliche Debatte möglich 
wäre. Sie würde auch die Sitzungen in die Länge ziehen, was die ehrenamtlichen 
Ratsmitglieder der anderen Parteien stark belastet. Die Verwaltung wird durch 
viele Anfragen zeitlich gebunden: Das führe zu der „Verhinderung einer produk-
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tiven Ratsarbeit, z.B. durch Fake-Anträge oder eine hohe Zahl an Anfragen“ 
(Körber-Stiftung 2022: 25). 

Insgesamt wird dies eher zu einem stärkeren Trend in Richtung kommunale Kon-
kurrenzdemokratie führen, die aus normativer Sicht weniger gut mit der Direkt-
demokratie kombiniert werden kann, wie wir es anhand vieler qualitativer Fall-
studien in bundesdeutschen Kommunen schon vorher nachgewiesen haben (vgl. 
Tabelle 2). 

Tabelle 2: Strategien von Opposition/Mehrheitsfraktionen im Zusammenspiel Direktdemokra-
tie und Konkurrenz-/Konkordanzdemokratie 

 Opposition Mehrheit 

Kommunale  
Konkurrenz- 
demokratie 

(verdeckte) Initiierung direktdemo-
kratischer Vetopositionen mit Ver-
bänden gegen Mehrheitsbeschlüsse; 

führt zu Outputproblemen insbeson-
dere durch Status-quo-Orientierung 

Verhinderung von Bürgerentscheiden durch 
Konsens oder frühzeitigen Verzicht auf kon-
fliktreiche Entscheidungen;  

Diskussionsverweigerung oder Sabotagestra-
tegien, um Bürgerentscheide unecht am Zu-
stimmungsquorum scheitern zu lassen; 

führt zu Inputproblemen 

Kommunale  
Konkordanz- 
demokratie 

Keine Trennung in Opposition- und Mehrheitsfraktionen; 

einstimmige Ratsbeschlüsse, so dass es kaum Interesse an der Auslösung von Veto-
positionen der Ratsparteien gibt; 

geringere Outputprobleme durch weniger Gebrauch von Bürgerbegehren; 

niedrigere Inputprobleme durch weitgehenden Verzicht auf Sabotagestrategien 

Quelle: Holtkamp 2016 

Durch den starken Parteienwettbewerb werden noch mehr Bürgerbegehren initi-
iert, die zu Lasten der Outputlegitimation insbesondere bei Infrastrukturvorha-
ben gehen können. 

Die Mehrheitsfraktionen reagieren darauf nicht selten mit Demobilisierung, um 
die Bürgerentscheide unecht scheitern zu lassen, was sicherlich wenig geeignet 
dazu ist, die verbreitete Politikerverdrossenheit abzubauen. Das geht also vorran-
gig zu Lasten der Inputlegitimität. 

In unserer aktuellen Analyse der Bürgerentscheide konnten wir belegen (Holt-
kamp/Müller 2026), dass hypothesengemäß die Abstimmungsbeteiligung in kon-
kurrenzdemokratischen Kommunen im hoch signifikanten Maße deutlich niedri-
ger ist als in konkordanzdemokratischen Kommunen (Abstimmungsbeteiligung 
Konkurrenz 36,84%, Konkordanz 46,36%). Folglich scheitern mehr Verfahren in 
der Konkurrenzdemokratie unecht und es gibt deshalb deutlich weniger erfolg-
reiche Bürgerentscheide prozentual insbesondere bei hohem Zustimmungsquo-
rum (Konkurrenz sind 38,12% erfolgreich; Konkordanz 52,31%). 
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Das kann dazu führen, dass deutlich mehr Bürgerbegehren unecht scheitern und 
damit der Eindruck entsteht, dass die kommunalen Entscheidungsträger nicht 
nach den Regeln der direkten Demokratie spielen bzw. Bürgerbegehren bewusst 
durch Demobilisierung „sabotieren“. Dies könnte auch den Rechtspopulismus 
weiter forcieren, dessen Wähler direktdemokratische Elemente stark befürworten, 
aber in der Praxis diese Elemente häufiger als einflusslos ansehen (vgl. Bowler/ 
Donovan 2019: 237). Aus dieser Perspektive dürfte das häufige unechte Schei-
tern von Bürgerbegehren ein weiterer Beleg dafür sein, dass „die abgehobene 
Elite“ durch Tricks versucht, den Volkswillen wieder einmal nicht umzusetzen. 
Auch aus wissenschaftlicher Perspektive ist das unechte Scheitern durch Demo-
bilisierung und hohe Abstimmungsquoren durchaus problematisch: 

„Without a quorum, each side can only reach its aim by convincing voters 
of its position and of the necessity to vote. This is clearly more in line with 
democratic principles than giving one side the possibility to abuse the rules 
of the game“ (Zwart 2010: 668). 

Zudem gelingt es heute in den durchschnittlichen Kommunen auch nicht mehr, 
wohl auch aufgrund von elitefeindlichen Positionierungen des Populismus, durch 
Ratsbürgerentscheide und positive Formulierungen mehr Akzeptanz zu generieren 
als bei Bürgerbegehren von unten. Mit zunehmendem Anteil der Ratsmitglieder, 
der für einen Ratsbürgerentscheid benötigt wird, scheint die Akzeptanz in der 
Bevölkerung sogar weiter abzunehmen. Die Nein-Stimmen bei Ratsbürgerent-
scheiden mit hohen Auslösungsmehrheiten im Stadtrat sind in hoch signifikantem 
Maße höher als bei Bürgerentscheiden, die von unten initiiert wurden (Ratsbürger-
entscheid 50,32%; Bürgerentscheid von unten 43,39%, Holtkamp/Müller 2026). 
Eine zusätzliche Erklärung könnte sein, dass bei Bürgerentscheiden von oben 
auch Wähler mit niedrigerem Bildungsniveau mobilisiert werden, die Eliteent-
scheidungen besonders kritisch gegenüberstehen und diese in Entscheiden eher 
ablehnen, wie es schon für die Schweiz gezeigt wurde (Sciarini/Walder 2025). 

Wie stark das rechtspopulistische Wählen bei Bürgerentscheiden direkt zuzuord-
nen ist, lässt sich aber letztlich nur Individualdatenanalysen entnehmen, die für 
Deutschland noch nicht vorliegen. 

Zumindest ist mit den Nimbyisten und rechtspopulistischen Parteien schon ein 
größerer Teil der Wählerschaft abgebildet, weil die Abstimmungsbeteiligung im 
Durchschnitt relativ niedrig ist, wobei sozial-ökonomisch herausgeforderte Stadt-
teile noch deutlich weniger an den Abstimmungen teilnehmen. Da aus diesen 
Stadtteilen noch weniger Bürgerbegehren zu erwarten sind, kann der Nimbyis-
mus reicherer Stadtteile auch noch zu einer weiteren Häufung der Problemlagen 
in den Armutsquartieren führen.  

Für Deutschland konnten Angelika Vetter und Kollegen nachweisen, dass erst 
über einer Abstimmungsbeteiligung von 50 Prozent die soziale Selektivität bei 
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Bürgerentscheiden stärker abnimmt (Velimsky et al. 2024: 586). Das ist aller-
dings nicht sehr häufig der Fall, wie unsere Untersuchung der Abstimmungsbe-
teiligung in bundesdeutschen Kommunen zeigt (vgl. Abbildung 2). 

Abbildung 2: Abstimmungsbeteiligung an Bürgerentscheiden 2010–2020 (gruppiert) 

 
Quelle: Eigene Erhebung 

3. Jenseits von Nimbyismus und Rechtspopulismus: Verfahrensgerechtig-
keit und alternative Beteiligungsformen 

Qualitative Studien zu Energiewende-Konflikten sprechen aber zunächst gegen 
eine zu einfache Gleichsetzung lokaler Widerstände mit bloßem Nimbyismus 
oder einer geradlinigen rechtspopulistischen Durchdringung. In verschiedenen 
Fallstudien zeigt sich vielmehr eine hohe Heterogenität der Konflikte: Natur- und 
Artenschutz, Landschaftsbilder, Gesundheitssorgen, regionale Identität, Miss-
trauen gegenüber Planungsträgern und Verteilungsfragen überlagern sich und 
werden lokal sehr unterschiedlich artikuliert (Marg/Radtke 2022; Radtke 2023). 
Gerade weil diese Konflikte so komplex sind, registrieren Bürgerentscheide am 
Ende eines langen Eskalationsprozesses häufig nicht nur Präferenzen zum 
Sachthema selbst, sondern auch aufgestaute Unzufriedenheit mit Verfahren und 
politischen Institutionen. 
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Für die Rolle rechtspopulistischer Parteien ist dabei eine wichtige Differenzierung 
notwendig. Die AfD und verwandte Akteure opponieren zwar lautstark gegen die 
Energiewende, in lokalen Protesten lässt sich ihr direkter Einfluss aber oft nur 
begrenzt nachweisen. Populistische Frames entstehen vielfach bottom-up aus lo-
kalen Frustrationen über intransparente Planungen, als unzureichend empfun-
dene Mitsprache und ungleiche Lasten-Nutzen-Verteilungen (Radtke/Low-Beer 
2025). Das ist für die direkte Demokratie folgenreich: Wo Referenden oder Bür-
gerentscheide in einem Klima massiven Misstrauens stattfinden, verdichten sie 
nicht selten bereits eskalierte Anerkennungs- und Verteilungskonflikte in ein bi-
näres Ja/Nein-Schema. 

Damit wird zugleich sichtbar, dass die NIMBY-Interpretation empirisch zu grob 
ist. Neuere Untersuchungen betonen, dass Nähe zwar relevant bleibt, lokale Ab-
lehnung aber besonders dort zunimmt, wo Bürger nicht nur Belastungen sehen, 
sondern den Eindruck gewinnen, dass andere entscheiden, andere profitieren und 
die eigene Lebenswelt nur als Restgröße behandelt wird. Eine vorliegende Re-
Analyse einer repräsentativen NRW-Befragung mit 6.284 Befragten zeigt hierzu, 
dass die politische Orientierung zwar der stärkste Korrelat lokaler Windkraftak-
zeptanz ist, der direkte Stadt-Land-Effekt unter Kontrolle weiterer Merkmale je-
doch deutlich kleiner ausfällt. Stark positiv wirken dagegen Vertrauen in Wissen-
schaft und Planungsbehörden sowie prozedurale und distributive Fairness; ge-
rade im ländlichen Raum sind diese Faktoren besonders folgenreich (Radtke 
2026, unveröffentlichtes Manuskript). Für die Gestaltung von Beteiligung ist das 
zentral: Es sind nicht nur Sozialstruktur und Ideologie relevant, sondern auch in-
stitutionell beeinflussbare Verfahrensqualitäten. 

Für die demokratietheoretische Bewertung ist ebenso wichtig, dass „mehr Streit“ 
offenkundig nicht automatisch zu besseren Lösungen führt. Die Forschung zu 
Energiewende-Konflikten zeigt eher, dass eskalierte Auseinandersetzungen ohne 
vermittelnde Intermediäre, klare Rückkopplungsschleifen und belastbare Teilha-
bemodelle häufig in Blockaden münden. Erfolgversprechender erscheinen frühe, 
folgenreiche und transparente Beteiligungsformate, in denen Alternativen sicht-
bar gemacht, lokale Wissensbestände ernst genommen und Nutzen sowie Lasten 
nachvollziehbar verteilt werden (Marg/Radtke 2022; Radtke 2023). Gerade die 
Verbindung diskursiver mit finanzieller Beteiligung – also Mitsprache plus lokale 
Wertschöpfung – scheint konfliktmindernd zu wirken, während rein symbolische 
Beteiligung weiteres Misstrauen produziert (Radtke 2023). 

Besonders instruktiv ist hier der Fall Ebersberg. Dort entwickelte im Projekt „Aktiv 
BüKE“ eine Bürgerexpert*innengruppe mit Unterstützung von Visualisierungen, 
Workshops und öffentlichen Präsentationen ein eigenes Standortkonzept für 
Wind und Photovoltaik. Leitend waren drei Regeln: eine faire räumliche Vertei-
lung der Beiträge, die Orientierung an der Windhöffigkeit sowie Mindestab-
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stände von 3H, möglichst 4H, zu Wohnsiedlungen. Zugleich zeigte sich in beglei-
tenden Befragungen, dass die lokale Akzeptanz häufig unterschätzt wurde. Im 
parallel durchgeführten Bürgerentscheid votierten 52,7 % bei knapp 62 % Betei-
ligung für die Windnutzung im Forst; der Entscheid ersetzte zwar kein Genehmi-
gungsverfahren, verlieh dem Projekt aber demokratische Rückendeckung und 
bremste die Eskalationsspirale (Radtke/Leschinger 2025). 

Aus dieser Perspektive ergibt sich für die Debatte um direkte Demokratie ein am-
bivalenter, aber aufschlussreicher Befund. Die Probleme liegen weniger in Parti-
zipation als solcher, sondern in ihrer Verkürzung auf späte plebiszitäre Vetoposi-
tionen. Werden Konflikte erst dann direktdemokratisch entschieden, wenn die 
Fronten verhärtet, technische Fragen moralisiert und Verteilungsfragen unbear-
beitet sind, verstärkt der Bürgerentscheid häufig den Status-quo-Bias. Werden 
hingegen frühzeitig dialogische, wissensbasierte und fair ausgestaltete Beteili-
gungsformen angeboten, kann direkte Demokratie – eingebettet in solche Ver-
fahren – ausnahmsweise sogar zur Deeskalation beitragen. Für den kommunalen 
Infrastrukturausbau spricht dies weniger für eine generelle Ausweitung direktde-
mokratischer Vetorechte als für eine Neujustierung der Beteiligungsarchitektur: 
weniger bloße Vetomacht am Ende, mehr ernsthafte Mitsprache, Transparenz 
und faire Nutzenverteilung zu Beginn. Gerade daran müsste eine realistischere 
partizipative Demokratietheorie ansetzen. 

4. Fazit und Politikempfehlungen 

Die Untersuchung der Bürgerentscheide in Deutschland hat als zentralen Befund 
ergeben, dass es offensichtlich regelmäßig gelingt, Mehrheiten gegen den Aus-
bau der Infrastruktur in den Kommunen zu mobilisieren. Das wird man häufiger 
wohl nicht allein mit dem Stimmverhalten von Anwohnern und Nimbyisten er-
klären können. Deren Präferenzen lassen sich recht gut durch Rational-Choice-
Ansätze für quantitative Analysen modellieren, wobei qualitative Analysen schon 
erwartbar eine deutlich komplexere Motivstruktur aufzeigen: 

„So bestätigt sich durchweg die These des nutzenmaximierenden Stimm-
bürgers, der je nach örtlicher Nähe zu Bahnlinien, Autostraßen und Thea-
terbauten zu seinen Gunsten stimmt“(Vatter/Heidelberger 2014: 39). 

Über diesen engeren Kreis der Anwohner hinaus können die vielen Gegenstim-
men gegen Infrastrukturprojekte auch auf das große Vertrauen der Wähler in die 
Bürgerinitiativen zurückgeführt werden. Unbeteiligte Bürger gehen häufig davon 
aus, dass Bürgerinitiativen zumindest die Mehrheit der Bürger vertreten, während 
den kommunalen Entscheidungsträgern nur wenig Vertrauen entgegengebracht 
wird. Deshalb sind auch Versuche der kommunalen Entscheidungsträger, die Bür-
gerinitiativen als Partikularinteressen zu framen, weniger erfolgsversprechend, 
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weil sie selbst häufiger nicht von den Bürgern als gemeinwohlorientiert eingeord-
net werden (Hoeft et al 2017). 

Bedeutend ist weiterhin das Status-Quo-orientierte Abstimmungsverhalten vieler 
Wähler. Konzipiert man den Wähler „als kognitiven Geizhals“ (Milic 2016: 10), 
wird er versuchen, die Informationskosten zu reduzieren und auf einfache Heu-
ristiken zurückgreifen, zu denen häufig die Orientierung am Status Quo gehört. 
Viele Bürger wählen zudem risikoavers und entscheiden sich somit für den be-
kannten Status Quo, auch weil sie häufiger einer Verlustaversion unterliegen und 
mögliche Probleme durch Veränderungen höher gewichten als den möglichen 
Nutzen. Das wird nochmal verstärkt durch die „normative Kraft des Faktischen“: 

„studies suggest that mere existence leads to assumptions of goodness; the 
status quo is seen as good, right, attractive, tasty, and desirable“ (Eidel-
mann et al. 2009: 756). 

Hinzu kommt, dass positive Bürgerentscheide zu Infrastrukturvorhaben kaum 
wieder rücknehmbar sind, denn wenn der Infrastrukturausbau beginnt, werden 
diese Investitionen in der Regel pfadabhängig fortgesetzt und prägen somit über 
Jahrzehnte das persönliche Wohnumfeld. Damit dürfte bei Infrastrukturentschei-
dungen das risikoaverse Abstimmungsverhalten noch häufiger vorkommen. 

In den hier nur kurz angerissenen lokalen Akteurskonstellationen, die sich durch 
die Nimby-Problematik stark von höheren Ebenen unterscheiden, dürfte ein wei-
terer Grund für diese relativ breite Ablehnung liegen. Die Präferenzen von Nimby-
isten und Rechtspopulisten sind in der Infrastrukturpolitik sehr ähnlich. Beide 
Gruppen von Wählern wollen Veränderungen der „Heimat“ in besonders starkem 
Maße verhindern und bedienen sich ähnlicher Brückennarrative insbesondere in 
Bezug auf die Energiewende. Man befürchtet, dass der Natur- und Vogelschutz 
darunter leiden wird, die Energiesicherheit durch erneuerbare Energien nicht ge-
währleistet ist und dass – mit verschwörungstheoretischen Anklängen – korrupte 
grüne Eliten hinter der Zerstörung der Heimat stecken. Diese Akteurskonstellati-
onen dürften auch relativ stabil sein, weil die AfD in erheblichem Maße von ihrer 
Kritik an der Energiewende elektoral profitiert hat und die weitere Überalterung 
der Gesellschaft den Nimbyismus noch forcieren dürfte. Dabei gibt es allerdings 
noch keine klaren Befunde in Fallstudien, dass dies auf lokaler Ebene zu einer 
starken Kooperation dieser Gruppen führt, was für ein ähnliches Abstimmungs-
verhalten im Bürgerentscheid aber auch nicht  notwendig ist. Erste Auswirkungen 
der rechtpopulistischen Mobilisierung gegen Klimaschutz auf die kommunalen 
Entscheidungsträger zeigen sich aber bereits in einer neuen Befragung der Kli-
maschutzmanager: 

„Mehrere Klimaschutzmanager*innen berichten von einer zunehmend zöger-
lichen Haltung lokaler Politik gegenüber klimapolitisch sichtbaren Maßnah-
men. Dahinter steht oft die Sorge, rechten Angriffen Raum zu bieten und so 
letztlich den Rechtsruck zu befördern. Diese präventive Zurückhaltung kann 
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Initiativen bereits im Ansatz ausbremsen: So schildern Klimaschutzmana-
ger*innen, dass konkrete Maßnahmen, wie öffentlich sichtbare Kampagnen, 
auf Anordnung von Bürgermeister*innen mit dem Hinweis auf mögliche Ge-
genreaktionen von rechts abgelehnt werden“ (Volk/Aykut 2026: 118).  

Die AFD profitiert zudem vor Ort davon, dass sie bei regionalen Konflikten – an-
ders als andere Parteien – keine Rücksicht auf höhere Parteigliederungen nehmen 
muss, weil diese nicht in Regierungsverantwortung stehen oder standen (vgl. Au-
torenkollektiv Terra-R 2025: 144). In einzelnen Fällen kann sie sich damit bereits 
an der Spitze von gesellschaftlichen Initiativen profilieren. 

In gewissem Maße profitieren Nimbyisten und Rechtspopulisten lokal davon, 
dass andere Gruppen, wie beispielweise die politisch Exkludierten oder Desinte-
ressierten, im starken Maße Abstimmungen fernbleiben und damit das Stimm-
verhalten von Nimbyisten ein größeres Gewicht erhält. Wenn es gelingt, die po-
litisch Exkludierten und Uninteressierten zu direktdemokratischen Abstimmun-
gen zu motivieren, verlieren die Nimbyisten an Stimmgewicht und das führt zu 
weniger Ablehnung von Infrastrukturprojekten, wie es zumindest in Simulatio-
nen für Stuttgart 21 empirisch belegt wurde (Thewes 2018). 

Diese Selbstselektion von politisch weniger Informierten, die dann nicht an Ab-
stimmungen teilnehmen, gilt übrigens weniger für rechtspopulistische Wähler. 

Sie überschätzen häufiger ihr Wissen bei so komplexen Entscheidungen, wie bei-
spielsweise beim Brexit, informieren sich deshalb auch noch weniger während 
der Abstimmungskampagnen und stimmen dann mit weniger Wissen ab (van 
Prooijen/Krouwel 2020: 361). 

Das könnte auch daran liegen, dass Wähler der AFD häufiger meinen, dass sie 
klar die gesellschaftliche Mehrheitsmeinung gegenüber einer vermeintlich kor-
rupten Elite präsentieren (Steiner et al. 2026), so dass weitere Informationen und 
der Austausch von Argumenten aus ihrer Sicht letztlich weniger nötig erscheinen. 
Im Fall von Nimby-Entscheidungen sind das weniger, wie sonst üblich, falsche 
Konsensvorstellungen der AFD-Wähler, denn Mehrheiten gegen Infrastrukturpro-
jekte sind auch nach unseren Daten recht wahrscheinlich. Das könnte auch für 
zukünftige Entscheide noch mehr zur Abstimmungsteilnahme von Rechtspopu-
listen (und Nimbyisten) führen, zumal es immer wieder auch im Umkreis der je-
weiligen Kommune zu solchen Abstimmungsergebnissen kommt und sich so die 
Konsensvorstellungen noch verfestigen dürften. 

Das sind zumindest einige weitere Hypothesen für die breite Ablehnung von Infra-
strukturvorhaben, wobei das letztlich nur in individualdatenbasierten Studien in 
Kommunen mit anstehenden Nimby-Bürgerentscheiden überprüft werden kann, 
was aber sicherlich recht ressourcenintensiv werden dürfte.  

In den Fallstudien hat sich noch eine weitere Ursache für klare Mehrheiten gegen 
Infrastrukturvorhaben in Bürgerentscheiden gezeigt, die lokalpolitisch durchaus 
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beeinflussbar ist. Bürgerentscheide stehen häufig am Ende eines langen Eskalati-
onsprozesses, so dass die Bürger nicht nur Präferenzen zum Sachthema abgeben, 
sondern auch die aufgestaute Unzufriedenheit mit Verfahren und politischen In-
stitutionen eine Rolle spielt. Nicht selten werden die Bürger zu spät beteiligt oder 
eher mit Alibipartizipation konfrontiert, so dass der Wähler es als legitimer anse-
hen kann, wenn schon ein offener Dialog kaum ermöglicht wird, mit direktdemo-
kratischen Vetopositionen die „Notbremse“ zu ziehen. Das verweist darauf, dass 
es zum Teil die kommunalen Entscheidungsträger selbst in der Hand haben, 
durch gut ausgewählte, frühe Beteiligungsformate die Eskalation bis zu einem 
Bürgerentscheid zu vermeiden bzw. zumindest nicht den Eindruck zu erwecken, 
dass eine nachhaltige Beteiligung von den Entscheidungsträgern nicht gewollt ist. 
Treffen die Entscheidungsträger aber auf ausgeprägten Nimbyismus und starke 
Vorbehalte gegen finanzielle Kompensationszahlungen („ich verkaufe meine Hei-
mat nicht“) ist es nach wie vor herausfordernd, einen Konsens mit den Anwoh-
nern in Beteiligungsformaten zu erzielen. 

Der Rückzug der direkten Demokratie in zwei Bundesländern wird von den Lan-
desregierungen mit dieser Gefährdung des Infrastrukturausbaus begründet und 
ist vor dem Hintergrund der Ergebnisse unserer Studie durchaus nachvollziehbar. 
Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass es sich bei erfolgreichen Bürger-
entscheiden in der Infrastrukturpolitik nur um die Spitze eines Eisbergs handelt. 
So kann die Androhung von Bürgerbegehren die kommunalen Entscheidungsträ-
ger schon dazu motivieren, vom Infrastrukturausbau Abstand zu nehmen, zumal 
kommunal noch viele andere Vetopositionen zur Verfügung stehen und bereits 
in der Energiewende genutzt wurden (Verwaltungsgerichte, Verbandsklagerecht, 
Abwahlverfahren für Bürgermeister oder die eigene Kandidatur als Bürgermeister 
oder Wählergemeinschaft). Noch weniger aufwändig ist es für die Bürger, Amts-
inhaber abzuwählen oder der AfD die Stimme zu geben und das den kommuna-
len Entscheidungsträgern zu kommunizieren (vgl. zu dieser Leiter des Protests 
Holtkamp 2026). Deshalb ist der Infrastrukturausbau in der Gesamtschau neben 
der kommunalen Haushaltskrise das entscheidende Problem vor Ort. 

Welche neuen Antworten insbesondere die partizipative Demokratietheorie auf 
den zunehmenden Nimbyismus und Rechtspopulismus geben will, ist in der bun-
desdeutschen Diskussion indes unklar. Das Menschenbild der partizipativen De-
mokratietheorie war immer schon „überoptimistisch“ (Schmidt 2025: 197), auch 
weil theorieimmanent die Kosten der Partizipation für den Bürger vernachlässigt 
wurden (vgl. Seabrook et al. 2014: 298) und es wird durch die beschriebenen 
zwei Trends noch stärker herausgefordert. 

Dabei befasst sich die partizipative Demokratietheorie aber weniger mit dem ak-
tuellen tatsächlichen Partizipationsverhalten der Gesamtbevölkerung, weil davon 
ausgegangen wird, dass sich dieses grundlegend verändern wird, wenn es noch 
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deutlich mehr direktdemokratische Initiativen gibt. Das würde danach zu einem 
umfassenden gesellschaftlichen Wandel führen, „in dem der demokratische Geist 
zurückkehren“ (Geißel 2024: 54) wird. Demgegenüber ist aber eine direktdemo-
kratische Reform der parlamentarischen Demokratie als hohes Gut nur legitimier-
bar, wenn „nicht vom Erstrebenswerten, sondern von der Wirklichkeit ausgegan-
gen“ (Schüttemeyer 2020: 196) wird. 

Gerade im Hinblick auf die Outputlegitimation und die zwei skizzierten Trends 
ist insgesamt eher ein inkrementeller Abbau als eine Erweiterung der direkten 
Demokratie für die kommunale Ebene zu diskutieren, um die politischen Institu-
tionen „wetterfest“ zu machen (vgl. Burgi 2024). Wenn man nicht von einem um-
fassenden Kulturwandel durch Institutionen der direkten Demokratie ausgeht, ist 
es wenig nachvollziehbar, eine Ausweitung der direkten Demokratie gerade an-
gesichts der rechtspopulistischen Wahlerfolge zu fordern (vgl. so aber Sack et al. 
2025: 650). 

Als höhere Hürde für Bürgerbegehren dürfte sich eher die Ausweitung des Nega-
tivkatalogs auf alle Phasen des Bauplanungsprozesses anbieten, wie es auch von 
der Mehrheit der Bürgermeister gefordert wird (Wagschal et al. 2023: 114) und 
jetzt zumindest teilweise von der niedersächsischen Landeregierung umgesetzt 
wurde4. Zudem könnte die Erhöhung der Unterschriftenquoren sich eher eignen, 
als die Abstimmungsquoren – wie im Fall von Schleswig-Holstein – bei der Be-
bauungsplanung heraufzusetzen5.  

Insofern wäre es wohl besser, eher an höheren Unterschriftenquoren anzusetzen: 
Zur Begrenzung der Outputprobleme wären dann immerhin deutlich weniger 
Bürgerbegehren „im System“. In anderen empirischen Untersuchungen bundes-
deutscher Kommunen wurde deutlich, dass Unterschriftenquoren eine effektive 
Stellschraube sind, um die Zahl der Bürgerbegehren insgesamt massiv zu erhö-
hen oder zu reduzieren (Arnold/Freier 2013).  

Schweizer Erfahrungen zeigen zudem, dass dadurch auch die Abstimmungsbe-
teiligung erhöht werden kann (Barankay et al. 2003: 191), was die Gefahr des 
unechten Scheiterns wiederum sogar reduziert, das wie gezeigt eher zu einer stei-
genden Politikverdrossenheit beitragen dürfte. 

Das ergibt sich auch aus unseren Daten: Ein höheres Unterschriftenquorum führt 
in hochsignifikantem Maße dazu, dass weniger Bürgerentscheide unecht schei-
tern, auch unter Kontrolle des Abstimmungsquorums und des Konkordanzindex. 
Wie erwartet führen zudem ein hohes Abstimmungsquorum und konkurrenz-

                                                           
4 Kommunale Bürgerbegehren dürfen „sich künftig nicht mehr mit umfangreichen Bauprojekten 

befassen, die wie etwa eine Umgehungsstraße ein Planfeststellungsverfahren brauchen. Laut 
CDU und SPD sollen Infrastrukturprojekte damit beschleunigt werden“ (Voigts 2025). 

5 § 16g der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein. 
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demokratische Strukturen dazu, dass in hochsignifikantem Maße die unecht ge-
scheiterten Bürgerentscheide zunehmen.  

Insgesamt empfiehlt sich damit, wenn ein politischer Reformbedarf gesehen 
wird, eher die Erhöhung der Unterschriftenquoren und die Ausweitung des Ne-
gativkatalogs, um die Probleme der Outputlegitimation auf kommunaler Ebene 
zu reduzieren. 

Tabelle 3: Regressionsanalyse bzgl. Anteil unecht gescheiterter Entscheide 

Variable Regressionskoeffizient T Sig. 

(Konstante) 37,868 14,999 < 0,001** 

Konkordanzindex -3,423 -15,840 < 0,001** 

Unterschriftenquorum -2,901 -11,580 < 0,001** 

Zustimmungsquorum 1,411 10,520 < 0,001** 

Quelle: Eigene Auswertung 
Korr. R2: 0,351 
** Die Ergebnisse sind im 95%-Konfidenzintervall signifikant und damit gegen den Zufall abgesichert. 
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